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des eben beendeten zweiten Volksrichter-Lehrgangs 
ausgegeben worden sind:

Die z i v i l r e c h t l i c h e  Aufgabe lautet:

Der Jagdhund des A läuft dessen entlassenem An­
gestellten B zu. B verkauft den Hund als eigenen 
für 500 RM an C und übergibt ihn. Kurz nach der 
Übergabe beißt der Hund den C heftig.

Welche Rechtsansprüche können von A, B und C 
erhoben werden ?

Aus dem Gebiete des S t r a f r e c h t s  hatten die 
Schüler folgenden Fall zu bearbeiten:

A heiratet eine schwerkranke reiche Frau in der 
Hoffnung, daß sie bald sterben und er sie beerben 
werde. Wider Erwarten gesundet die Frau voll­
ständig. A bestimmt seine Geliebte B, die Frau 
auf folgende Weise zu beseitigen: Die B solle mit
der Frau eine Ruderfahrt unternehmen und dabei 
das Ruderboot zum Kentern bringen, und so die 
des Schwimmens unkundige Frau ertränken. Der 
Plan wird ausgeführt. Als die Frau in ihrer Todes­
angst um Hilfe schreit, bekommt die B Gewissens­
bisse und rettet die Frau. Diese holt sich dabei 
eine schwere Lungenentzündung, wird aber wieder 
gesund.

Wie ist das Verhalten des A und der B strafrecht­
lich zu beurteilen?

Man wird zugeben müssen, daß die Beantwortung 
solcher Fälle, für die lediglich die Gesetzestexte zur Ver­
fügung stehen, immerhin nicht unbeträchtliches juristi­
sches Verständnis erfordern und eingelerntes Wissen 
nicht ausreioht. Auch in der mündlichen Prüfung wird 
entscheidendes Gewicht auf die Fähigkeit zum juristi- 

* sehen Denken gelegt. Praktisch^ Fälle stehen im Vor­
dergrund, aber die Theorie wird darüber nicht vernach­
lässigt.

Die Abschlußprüfungen der jetzt beendigten zweiten 
Volksrichter-Lehrgänge haben — in einem Lande hat 
die mündliche Prüfung noch nicht stattgefunden — bis­
her folgendes Ergebnis gehabt:

Es sind im ganzen 127 Teilnehmer geprüft worden, 
darunter 96 Männer und 31 Frauen. Es haben die 
Prüfung bestanden

M ä n n e r  F r a u e n
gut ..................................... 17 7

< befriedigend ............................ 23 5
ausreichend .................... ■ 38___________15

78 27
nicht bestanden haben .................... 18 4

Von 66 früheren Volksschülern haben 51 die Prüfung 
bestanden (darunter 23 mit einem überdurchschnitt­
lichen Ergebnis) und 15 nicht bestanden.

Von 61 Lehrgangsteilnehmern mit gehobener Schul­
bildung haben 54 die Prüfung bestanden (darunter 29 
mit überdurchschnittlichem Ergebnis) und 7 nicht be­
standen.

Hervorzuheben ist, daß unter den Prüflingen, die be­
sonders gut abgeschnitten haben, sich nicht wenige be­
finden, die nur Volksschulbildung haben und dem Ar­
beiterstand angehören.

Mit der Ablegung der Prüfung ist aber die Aus­
bildung der Volksrichter und -Staatsanwälte — die 
übrigens nicht mit den Laienrichtern (Schöffen, Ge­
schworenen usw.) verwechselt werden dürfen, wie dies 
in einem von beachtlicher Seite verfaßten Aufsatz im 
Juniheft des Europa-Archivs (S. 642) geschehen ist — 
noch nicht abgeschlossen. Die erfolgreich Geprüften 
werden einem Gericht, meistens einem Landgericht, 
überwiesen, bei dem die Gewähr besteht, daß sie die 
wünschenswerte Anleitung und Unterstützung durch 
erfahrene Volljuristen erhalten. Nach den bisherigen 
Beobachtungen ist, nach Überwindung anfänglicher, 
vielleicht begreiflicher Mißverständnisse, das Verhältnis 
zwischen Volksrichtern und Volljuristen durchweg gut

und harmonisch. Den Leitern der Volksrichterlehrgänge 
liegt die weitere Betreuung der neuen Volksrichter 
und -Staatsanwälte ob. IJicht nur die Landgerichts­
präsidenten, sondern auch die neuen Richter und Staats­
anwälte haben regelmäßig über ihre Beobachtungen und 
Erfahrungen zu berichten. Die letzteren können sich 
dabei Aufklärung über alle Zweifelsfragen erbitten. Sie 
nehmen sowohl an allen Tagungen der Volljuristen, die 
überall eingeführt sind, regelmäßig teil, wie sie auch 
häufig zu besonderen sogenannten Freizeitgestaltungen 
zusammengezogen werden, bei denen ihnen Vorträge 
über Themen, die für die Praxis von Bedeutung sind, 
gehalten werden und Gelegenheit zu eingehender Dis­
kussion gegeben ist.

Außerdem werden von der Deutschen Justizverwal­
tung Unterrichtsbriefe über die verschiedensten Rechts­
gebiete herausgegeben und allen Volksrichtern und 
-Staatsanwälten zugänglich gemacht. Jeder Unter­
richtsbrief enthält auch einen praktischen Fall, dessen 
Lösung der Deutschen Justizverwaltung zur Durchsicht 
und Besprechung eingereicht werden kann. Zum Teil 
handelt es sich hierbei um umfangreiche Ausführungen, 
z. B. über das Wirtschaftsstrafrecht oder den Aufbau 
und Inhalt von Zivilurteilen. Diese besondere Be­
treuung der jungen Richter, die sie ihren Kollegen eben­
bürtig an die Seite stellen soll, erstreckt sich auf meh­
rere Jahre.

Abschließend läßt sich sagen, daß sich die Volks­
richter und -Staatsanwälte allen anfänglichen kritischen 
Stimmen zum Trotz bewährt haben und daß ohne sie 
die Rechtspflege in der Ostzone angesichts des kata­
strophalen Richtermangels zum Erliegen gekommen 
wäre.

Über die Notwendigkeit 
rechtskundlichen Unterrichts in Schule 

und Volkshochschule
Von Dr. Wolfgang Abendro th,

Oberjustizrat in der Deutschen Justizverwaltung
Voraussetzung einer lebensfähigen Demokratie ist 

die richtige Lösung des Problems der Stellung des 
Volkes zur Rechtsordnung. Demokratie ist Herrschaft 
des Volkes über die R e c h t s e t z u n g :  Nur wenn das 
Volk das System seiner Rechtsordnung zu überblicken 
vermag, kann es die Tragweite gesetzgeberischer Maß­
nahmen seiner parlamentarischen Vertreter beurteilen, 
kann es durch Volksbegehren und Volksentscheid sinn­
voll unmittelbar in die Gesetzgebung eingreifen. Fehlt 
ihm diese Fähigkeit, so wird es notwendig zum un­
kritischen Instrument der Spezialisten seiner Partei­
maschinen und in Zeiten krisenhaften jähen Umbruchs 
unberechenbarer (doch nur zu genau berechnender) 
Demagogen. Demokratie ist aber auch Kontrolle des 
Volkes über die R e c h t s a n w e n d u n g ,  die es nur 
durch Teilnahme seiner Vertreter an Verwaltung und 
Rechtsprechung erlangen kann. Entziehen sich Gericht 
und Verwaltung dieser Kontrolle, entfremdet sich die 
Justiz dem Volke als ihrem Souverän, so wird sie Herr 
des Gesetzes und hört auf, Diener des im Gesetz nor­
mierten Volkswillens zu sein. Wie rasch sich in solcher 
Lage auch die äußeren Formen demokratischer Ord­
nung auflösen können, nachdem ihr Inhalt verflüchtigt 
ist, haben die Jahre 1932 und 1933 dem deutschen Volke 
deutlich genug gezeigt.

Das Gesetz allein vermag hier nicht zu helfen. Die 
Volksrichter der Ostzone sind zwar durch ihre Herkunft 
und politische Vergangenheit davor bewahrt, sich von 
vornherein als Glieder einer bevorrechtigten Klasse zu 
fühlen. •— Wer aber vermag zu garantieren, daß sie im 
ewigen Gleichmaß des Dienstes sich nicht doch auf die 
Dauer dem volksfremden Standesdünkel anpassen, den 
der alte Juristenstand nicht selten entwickelt hatte? 
Die Mitwirkung der L a i e n r i c h t e r  wird allzu leicht 
zur bloßen Statistenrolle, wenn ihnen rechtliche Schu­
lung und sicheres Rechtsgefühl mangeln.

Das deutsche Recht ist in einem langen Zeitraum 
seiner Entwicklung v o l k s f r e m d  geworden: Die

Rezeption des römischen Rechts war zwar ein notwen­
diger Entwicklungsschritt, weil das zersplitterte 

deutsche Recht nicht imstande war, die für den be-
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